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Andrej Babiš will  
das Land regieren 
Infolge der Parlamentswahlen vom 
3./4. Oktober wird das bislang libe-
rale Tschechien deutlich nach rechts 
schwenken. Die Partei des Unterneh-
mers Andrej Babiš gewann die Wahl. 
Dieser dürfte erneut – wie schon in 
den Jahren 2017 und 2921 – Minis-
terpräsident werden. [...]

»Physik gilt auch für Idioten« 
(Harald Lesch)
In seiner Rede vor der UN-General-
versammlung bestritt US-Präsident 
Donald Trump die Existenz des men-
schengemachten Klimawandels. Er 
bezeichnete ihn als »größten Betrug, 
der jemals an der Welt begangen 
wurde« und sprach von einem »grü-
nen Schwindel«. [...]

Aufschwung Fehlanzeige
DIW (Berlin), Ifo (München), IWH 
(Halle/Saale), IfW (Kiel) und RWI 
(Essen) rechnen im Herbstgutachten 
nicht mit einer nachhaltigen Erho-
lung der deutschen Wirtschaft. Für 
2025 wird nur ein Mini-Wachstum 
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) von 
0,2% erwartet, für die kommenden 
beiden Jahre ein Anstieg um 1,3% 
bzw. 1,4%.  [...]
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wir Unterstützung!
Wie Abonnent:innen und 
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Gegenmacht im Klassenstaat
Über die Herausforderungen für die IG Metall in der Polykrise und für die gewerkschaftliche Bildungsarbeit

von n Joshua Seger und Moritz Müller

Auf dem Sozialstaatskongress der IG Metall im Juni 2025 
stellte Hans-Jürgen Urban, das u.a. für Sozialpolitik zustän-
dige geschäftsführende Vorstandsmitglied der IG Metall, fest, 
dass es den Gewerkschaften in der »Polykrise« (Adam Tooze) 
noch nicht gelungen sei, ihre »historische Aufgabe klar zu defi-
nieren.« Einen Beitrag dazu wollen wir mit dem folgenden the-
senhaften Beitrag leisten, der explizit nach den Handlungsfel-
dern und Eingriffsmöglichkeiten gewerkschaftlichen Handelns 
fragt und sich als Anstoß für die weitere Diskussion versteht.

In den Betrieben, der Tarifpolitik und der politischen Arena ste-
hen die deutschen Gewerkschaften derzeit vor der größten Her-
ausforderung seit ihrer Neugründung nach 1945. In der Indus-
trie sind sie mit Massenentlassungen und Werksschließungen 
konfrontiert, während Mitgliederzahlen sinken, die Tarifbin-
dung historisch niedrig ist, Tarifabschlüsse bestenfalls Real-
lohnverluste verhindern sowie demokratische Strukturen und 
Rechte ebenso wie der Sozialstaat von der Politik sowie der Ka-
pitalseite angegriffen werden. Dies alles in einer Situation der 
wachsenden Kriegsgefahr und Militarisierung der Gesellschaft 
sowie der eskalierenden Klimakrise. Die Gewerkschaften ste-
cken in der Defensive fest.

Unterstützer*innen: Heinz Bierbaum, Ulrich Brinkmann, Günter Busch, 
Frank Deppe, Richard Detje, Christoph Ehlscheid, Michael Erhardt, 
Dieter Knauß, Klaus Pickshaus, Lilo Rademacher, Sabine Reiner, 
Bernd Riexinger, Heidi Scharf, Manfred Scherbaum, Michael Schlecht, 
Gabriele Schmidt, Horst Schmitthenner, Hans-Jürgen Urban, 
Gerhard Wick, Jörg Wiedemuth 
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1. In der Polykrise erodieren die Fundamente gewerkschaft-
lichen Handelns derart, dass eine punktuelle Neujustierung 
der Interessenvertretungspolitik nicht ausreicht. Auf der Su-
che nach neuen Mitteln und Zielen muss die Polykrise in ihrer 
Drastik analytisch und politisch ernst genommen werden.

»Wenn es der Wirtschaft gut geht, geht es allen gut.« Dass die-
ser neoliberale Glaubenssatz nicht stimmt, lernen Kolleg*innen 
auf jedem gewerkschaftlichen Einführungsseminar und aus ei-
gener Erfahrung. Allerdings: Nur wenn ein Unternehmen Pro-
fit macht, wächst der Kuchen, sodass Kapital und Arbeit über 
dessen Verteilung streiten können. Selbst auf sinkende Ge-
winne folgen Verzichtsforderung und die Drohung mit dem 
Abbau von Arbeitsplätzen oder gar der Schließung ganzer 
Werke. Dieses Dilemma bereitet Beschäftigten sowie aktiven 
Gewerkschafter*innen in der Praxis regelmäßig Kopfschmerzen. 
Gerade im besonders energieintensiven und exportorientierten 
Organisationsbereich der IG Metall wurden diese Schmerzen für 
die abhängig Beschäftigten und ihre Interessenvertretung je-
doch dadurch relativ gelindert, dass über lange Zeit überdurch-
schnittlich hohe Einkommen bei relativ kurzen Regelarbeits-
zeiten durchgesetzt werden konnten. Zwar bot das deutsche 
Exportmodell schon immer Anlass zur Kritik, inzwischen ist 
es jedoch als solches in die Krise geraten. Mit der Erosion der 
Fundamente dieses »Erfolgsmodells« gerät zugleich die Basis 
gewerkschaftlicher Organisations- und Handlungsmacht in den 
Betrieben und der Tarifpolitik ins Wanken.

Nahmen Gewerkschaften umwelt- und menschenschädigen-
des Wirtschaftswachstum früher – beileibe nicht kritiklos – hin, 
sofern davon ausgehend bessere Einkommen und Arbeitsbedin-
gungen für mehr Menschen erkämpft werden konnten, domi-
niert angesichts der Konkurrenz auf den Märkten heute besten-
falls geringes Wirtschaftswachstum. Trotz oder vielmehr wegen 
der Unternehmensgewinne prägen Kosteneinsparungsmaßnah-
men auf dem Rücken der Beschäftigten seit Jahrzehnten die Un-
ternehmenspolitik. Für die Leidtragenden gilt deshalb: »Krise 
ist immer« (Sauer 2012). Diese Entwicklung wird für die Be-
troffenen abermals verschlimmert, da sie die klimatischen und 
sozialen Folgen des Exportmodells in Form von Umweltkatas-
trophen inzwischen verstärkt am eigenen Leib erfahren – und 
trotzdem vom Erfolg dieses Modells abhängig sind, sofern sie 
ihre vergleichsweise gut bezahlten Arbeitsplatz nicht verlieren 
wollen. Diese Erfahrung wird für immer mehr Kolleg*innen 
Realität, da der Qualitätsvorsprung vieler deutscher Produkte 
nicht mehr vorhanden ist, viele Märkte übersättigt sind und die 
deutsche Industrie auf den Wachstumsmärkten ins Hintertref-
fen geraten ist.

Und damit ist die Liste der sich gegenseitig verstärkenden 
Krisenerscheinungen noch nicht beendet. Mit der sich verschär-
fenden kapitalistischen Staatenkonkurrenz wächst zugleich die 
Kriegsgefahr – inklusive der Rüstungsindustrie. Selbstverständ-
lich wollen die meisten Beschäftigten im Zweifelsfall lieber für 
ein tarifgebundenes Rüstungsunternehmen arbeiten, als ar-
beitslos zu werden. Und selbstverständlich ist die IG Metall an-
gesichts sinkender Mitgliederzahlen und Werksschließungen 
froh über jeden Industriearbeitsplatz. Allerdings sind die Folgen 
des »militärischen Keynesianismus« (Yanis Varoufakis) beson-
ders fatal: Weil Krieg(sproduktion) der größte Zerstörer von Le-

ben und Umwelt ist; Geld und Perso-
nal verschlingt, das für die Wende zur 
klimaneutralen Produktion benötigt 
wird; die Krise der sozialen Daseins-
vorsorge verschärft und die weitere Schleifung des Sozialstaats 
befeuert; Kriegsproduktion die (auch sozial) am wenigsten nach-
haltigste Form der Produktion ist; die Militarisierung nach au-
ßen mit einer innenpolitischen Militarisierung einhergeht, die 
die Beschäftigten und die Gewerkschaften den außenpolitischen 
Ambitionen der Bundesrepublik unterwirft. Und letztlich: Weil 
diejenigen, die die Panzer bauen, Gefahr laufen, selbst in ihnen 
sitzen zu müssen.

Auf politischer Ebene zeigt sich, dass die praktische Krisen-
erfahrung bei abhängig Beschäftigten nicht automatisch zu so-
lidarischen Haltungen und Positionen führt. Vielmehr verlieren 
Gewerkschaften viele Kolleg*innen an diejenigen Kräfte, die die 
Ursachen der Polykrise noch verschlimmern sowie demokrati-
sche Strukturen, Institutionen und Rechte schleifen oder sogar 
abschaffen wollen. Dem können wir nur dann etwas entgegen-
halten, wenn Konfliktthemen wie Sozialabbau, Verteilungsfra-
gen, Klimawandel, Militarisierung und Wirtschaftskrisen auf 
allen Organisationsebenen in ihrem Gesamtzusammenhang dis-
kutiert und politische Schlüsse daraus gezogen werden. Dazu 
braucht es Aufklärung auch und gerade in den Betrieben selbst, 
mithin eine Politisierung der Betriebspolitik. Betriebsräte und 
vor allem Vertrauensleute brauchen das nötige Werkzeug und 
Wissen, um mit Kolleg*innen im Betrieb über politische Ent-
wicklungen zu diskutieren, diese einzuordnen und zu orientie-
ren. Dies gelingt nicht durch Redebeiträge auf Betriebs- und Ge-
werkschaftsversammlungen und auch nicht durch Seminare, die 
nur von einem Bruchteil der Gewerkschaftsmitglieder besucht 
werden (können). Die Herausforderung besteht darin, Mittel 
und Wege zu finden, wie Gewerkschaftsarbeit grundsätzlich als 
Bildungsprozess verstanden und organisiert werden kann. Das 
wirft notwendigerweise Fragen der Ressourcenverteilung und 
der Priorisierung von Aufgaben auf allen Ebenen auf: Soll der 
Fokus der Betriebspolitik weiterhin auf der fachlich-rechtlichen 
Beratung von Betriebsratsgremien liegen? Oder braucht es mehr 
Einsatz für die Bildung und Stärkung von Vertrauensleutestruk-
turen, die Themen auch politisch durchsetzen können? Wir plä-
dieren für letzteres und behaupten, dass ohne klare Prioritä-
tensetzung keine nachhaltige Stärkung und Politisierung der 
Gewerkschaftsstrukturen gelingen kann.

2. Gewerkschaftliche Demokratiepolitik darf den Status quo 
nicht verteidigen, sondern muss die berechtigte Unzufrieden-
heit und Kritik an den herrschenden demokratischen Verhält-
nissen aufgreifen und kohärent machen. Dies muss immer 
mit dem Ziel der Demokratisierung von Staat, Wirtschaft und 
Gesellschaft verbunden werden.

Viel wird derzeit über die Gefährdung »der Demokratie« dis-
kutiert. Allerdings erweist sich Demokratie als Containerbegriff, 
auf den positiv Bezug genommen wird, ohne klarzumachen, was 
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damit gemeint ist. Das spiegelt sich 
auch in den verschiedenen Umfragen 
wider: So befürworten etwa 90% der 
Menschen in Deutschland die »De-

mokratie als Idee«, während knapp 73% die »Demokratie, wie 
sie in der Verfassung festgelegt ist« unterstützen. Wird aller-
dings nach dem Funktionieren der Demokratie in der Bundes-
republik gefragt, sinkt die Zustimmung auf circa 42% (Decker 
u.a. 2024: 72–74).

Die Unzufriedenheit mit der Demokratie ist dabei auch Aus-
druck der »politischen Deprivation«. Beispielsweise stimmen 
über 70% der im Rahmen der Leipziger Autoritarismusstudie 
Befragten der Aussage: »Leute wie ich haben sowieso keinen 
Einfluss darauf, was die Regierung tut« (ebd.: 74), zu. Zudem 
beklagen laut Friedrich-Ebert-Stiftung knapp 68% der Bevölke-
rung mangelnde politische Beteiligungsmöglichkeiten jenseits 
des Wahlakts, während circa 40% der Aussage zustimmen, es 
mache »keinen Unterschied, wer an der Regierung ist« – die 
Zustimmung zu dieser Aussage wächst auf über 50%, wenn die 
»politischen Ränder« von der Aussage ausgenommen werden 
(Best u.a. 2023: 20–21). Eine andere Studie des Göttinger SOFI 
gibt wiederum Auskunft über die »Gesellschaftsbilder« ehren-
amtlich Aktiver der IG Metall. Mehrheitlich wird ihnen »ein tief 
verankertes demokratisches Bewusstsein« attestiert, wobei De-
mokratie einerseits als »Form politischer Herrschaft« und an-
dererseits als »Handlungsprinzip« verstanden wird. Allerdings 
wird »Demokratie« vor allem mit dem politischen System der 
Bundesrepublik inklusive der individuellen Bürgerrechte asso-
ziiert – »Gewaltenteilung oder Mitbestimmung in der Arbeits-
welt werden hingegen seltener genannt« (Kuhlmann u.a. 2024: 
203–204). Kritik der Ehrenamtlichen an der Demokratie wird 
in der Regel mit dem Ziel geäußert, zu einer »besseren Demo-
kratie« zu gelangen und Gefahren für die Demokratie abzuwen-
den. Doch welche sind das? Es herrscht ein »diffuses Unbeha-
gen« über die Verkrustung und Abgehobenheit des politischen 
Apparats sowie über die »fehlende Transparenz des Zustande-
kommens politischer Entscheidungen« vor. Außerdem beklagen 
die Ehrenamtlichen »undemokratische Einflussnahmen durch 
Lobbyist*innen, insbesondere der Wirtschaft« (ebd.: 205).

Die Demokratie, wie sie praktisch erlebt wird, liefert also eini-
gen Anlass zur Kritik. Die deutschen Gewerkschaften tendieren 
in öffentlichen Äußerungen allerdings zur relativ kritiklosen Ver-
teidigung des demokratischen »Status quo«. So suggeriert bei-
spielsweise die Kampagne der DGB-Jugend »heul/wähl doch« 
zur Bundestagswahl 2025, die sich seit Jahren verschlechtern-
den Lebensbedingungen der abhängig Beschäftigten seien bloß 
das Ergebnis der falschen Politik falscher Politiker*innen, wes-
halb in der Wahl des »richtigen« Personals die Lösung für die 
Misere liege. Dieses Vertrauen in den parlamentarischen Pro-
zess geht jedoch an der Wahrnehmung vieler Menschen – und 
der Realität – vorbei. Egal, unter welcher Regierung: Die Mie-
ten steigen, die Realeinkommen sinken, das Leben wird teurer. 
Die Aufgabe des politischen Personals ist es nicht, der Bevölke-
rung ein angenehmes Leben zu bereiten – auch wenn es immer 
wieder behauptet wird. Stattdessen sorgen sich Regierung und 
Opposition um Deutschlands Stellung in der internationalen 
(Staaten-)Konkurrenz und fungieren als »ideeller Gesamtkapi-

talist« (Friedrich Engels). Die Abgeordneten sind nur ihrem Ge-
wissen verpflichtet. Wenn die Regierung nicht das tut, was »die 
Bevölkerung« will, ist das nicht die Abweichung von der demo-
kratischen Norm, sondern die Norm, wie sie das Grundgesetz 
festschreibt. Dabei behandelt der Staat seine Bürger*innen bzw. 
die Beschäftigten ebenso als Kostenfaktor, wie es Unternehmen 
tun: Wie viel dürfen sie kosten? Wieviel bringen sie ein? Das geht 
so weit, dass der Staat im Zweifelsfall entscheidet, Menschen 
zum Töten und Sterben abzuordern (vgl. Nymoen 2025: 55–62).

Daraus folgt nicht, dass Gewerkschaften aufhören sollten, 
Druck auf die Politik auszuüben, Reformen im Sinne der ab-
hängig Beschäftigten voranzutreiben oder Angriffe auf diese 
abzuwehren. Allerdings macht die konkrete Art und Weise, wie 
Gewerkschaften ihr politisches Handeln begründen und kom-
munizieren, einen Unterschied ums Ganze aus: Suggerieren wir, 
man müsse bloß die »richtigen« Politiker*innen wählen, selbst 
Parteimitglied werden, Protestbriefe an Abgeordnete schrei-
ben usw., führt dies bei unseren Kolleg*innen zu Desorientie-
rung und nährt bestenfalls ein Politikverständnis, wonach »die 
Parteien« für die »große Politik« und Gewerkschaften für Be-
triebsvereinbarungen und Tarifverträge zuständig seien. So-
lang unsere eigene Kritik an der realen parlamentarischen De-
mokratie nicht über die Unterscheidung zwischen »guten« und 
»schlechten« Politiker*innen hinausgeht, sind wir mit unserer 
eigenen politischen Ansprache zudem anschlussfähig an rechte 
bis rechtsextreme Erzählungen, die die schlechte soziale Lage 
der Menschen mit der Unmoral, Korruption oder Fremdsteu-
erung der Politiker (durch Konzerne oder auswärtige Mächte) 
erklären, die doch eigentlich dazu verpflichtet seien »dem deut-
schen Volke« zu dienen. Sofern wir keine bessere Erklärung 
für das Handeln bürgerlicher Politik anbieten, liegt für viele 
Kolleg*innen der Schluss nahe, es handle sich bei der politischen 
Kaste einfach um »Volksverräter« oder dergleichen.

Demgegenüber halten wir eine andere Ansprache für gewinn-
bringender: Wir müssen als Gewerkschaft politisch sein und 
Druck auf die Politik machen. Allerdings haben wir überhaupt 
nur dann Aussicht auf politische Reformen in unserem Sinne, 
wenn wir diese der Politik abringen. Über einen bloßen Aus-
tausch des Personals erreichen wir keinen politischen Wechsel 
– am Ende können wir uns nur auf uns und unsere eigene Stärke 
verlassen. »Das Volk versteht das meiste falsch; aber es fühlt 
das meiste richtig«, schrieb Kurt Tucholsky 1931 in der Welt-
bühne (Tucholsky 1931: 500). Zweck gewerkschaftlicher Demo-
kratiepolitik muss es also auch sein, falsche Vorstellungen über 
die Rolle des Staates und seiner politischen Repräsentanten zu 
kritisieren und in Bildungsprozessen mit den Beschäftigten de-
ren Alltagsverstand (Antonio Gramsci) kohärent zu machen – 
nur so können Kritik, Verteidigung und Ausbau der Demokra-
tie Hand in Hand gehen. Deshalb braucht es gewerkschaftliche 
Diskussion darüber, was Demokratie unter den herrschenden 
Verhältnissen (nicht) heißt, wie ein gewerkschaftliches Demo-
kratieverständnis aussehen könnte, um welche Demokratie wir 
in Betrieb, Wirtschaft und Gesellschaft kämpfen und nicht zu-
letzt auch, was Demokratie in Gewerkschaftsstrukturen selbst 
bedeutet bzw. wie diese gestaltet werden könnte und sollte.

Gewerkschaften
Forum



Sozialismus.de Heft 11-2025	 41

3. Anstatt weiter vor der politischen und sozialen Spaltung 
zu warnen und den sozialen Zusammenhalt zu bemühen, 
braucht es Diskussionen darüber, wie Gewerkschaften selbst 
als Polarisierungsakteure auftreten können.

Wie bereits geschildert, verschlechtern sich die Arbeits- und 
Lebensbedingungen der abhängig Beschäftigten rapide. Dies ist 
Folge der Unterwerfung nahezu aller Lebensbereiche (inklusive 
der Öffentlichen Daseinsvorsorge) unter das Profitprinzip bei 
gleichzeitiger Beibehaltung der Schuldenbremse sowie des per-
manenten Drucks auf die Ausgabenseite der Öffentlichen Hand. 
Dieser Druck wird weiter steigen, da der Staat zwar die Schul-
denbremse für Rüstungsinvestitionen faktisch abgeschafft hat, 
der Aufbau der Kriegswirtschaft jedoch – da große Vermögen 
nicht zur Finanzierung herangezogen werden – notwendig mit 
Kürzungen im ohnehin schon kaputt gesparten Sozialbereich 
und der Öffentlichen Daseinsvorsorge einhergeht. Der ursäch-
liche (Verteilungs-)Konflikt zwischen Kapital und Arbeit einer-
seits sowie den außenpolitischen Ambitionen Deutschlands und 
den Lebensbedingungen der lohnabhängigen Bevölkerung an-
dererseits wird von dieser mehrheitlich jedoch nicht als solcher 
verstanden, sondern stattdessen als Konflikt zwischen innen und 
außen bzw. (völkisch) deutsch und nicht-deutsch, Männern und 
Frauen, woken und traditionellen Lebensstilen, alt und jung, 
faul und fleißig usw. politisch (miss)interpretiert. Derzeit do-
minieren solche falschen und für die Betroffenen selbst schäd-
lichen Polarisierungserzählungen.

Dies ist auch das Resultat des Dauerfeuers der sozialen, pri-
vaten und öffentlich-rechtlichen Medien sowie rechtspopulis-
tischer Akteure und der bürgerlichen Parteien (Schlagworte: 
Bürgergeld, Flüchtlingspolitik, Staatshaushalt). Die politische 
»Mitte« betreibt den Rechtsruck maßgeblich mit und prakti-
ziert eine Politik, wie sie vor einigen Jahren noch von der AfD 
gefordert wurde. Die wachsende und sich immer häufiger in Pro-
testen niederschlagende Unzufriedenheit großer Teile der Be-
völkerung mit der real existierenden Demokratie wird von der 
herrschenden Politik immer häufiger mit Angriffen auf zentrale 
Grund- und Menschenrechte beantwortet (Amnesty Internati-
onal 2025: 178–181), mit denen sich das »beste Deutschland, 
das es jemals gegeben hat« (Bundespräsident Steinmeier) ge-
genüber konkurrierenden Staaten sonst so gern brüstet. Außer-
dem diskutieren die Parteien der »Mitte« sowie die AfD über 
die Einschränkung der betrieblichen Mitbestimmung sowie das 
Streikrecht und greifen das Arbeitszeitgesetz sowie das Ren-
ten- und Krankenversicherungssystem an. Von einem politi-
schen Generalangriff auf die Gewerkschaften als solche kann 
indes (noch) nicht gesprochen werden. Nach wie vor gelten sie 
parteiübergreifend als ein wichtiger Einflussfaktor, den es vor 
dem Hintergrund der »Zeitenwende« (Olaf Scholz) einzubinden 
gilt. Umso stärker nehmen dafür die Angriffe der Kapitalseite 
auf politischer, tariflicher und betrieblicher Ebene zu, weshalb 
zunehmend fraglich wird, ob es (noch) sinnvoll ist, von »Sozi-
alpartnerschaft« zwischen Kapital und Arbeit zu sprechen (vgl. 
Agartz 1956).

Wie Gewerkschaften ihr Verhältnis zum Staat und zur Kapi-
talseite verstehen und politisch agieren, ist dabei nicht nur eine 
theoretische Frage für das Gewerkschaftsseminar, sondern hat 
praktische Konsequenzen bis in die betriebliche Arena hinein. 

Deshalb braucht es auch in den Be-
trieben selbst Zeit und Raum zur Dis-
kussion eben dieser Frage. Während 
in gewerkschaftlichen Einstiegssemi-
naren der Interessengegensatz zwischen Kapital und Arbeit zent-
raler Analyserahmen für die betrieblichen und gesellschaftlichen 
Konflikte ist, dominiert in der alltäglichen Gewerkschaftsarbeit 
eine Deutung und Praxis, die annimmt, die verschiedenen ge-
sellschaftlichen Interessen könnten, Kompromissbereitschaft 
vorausgesetzt, zum »Wohle aller« harmonisiert werden. Ge-
werkschaften betreiben also zumeist explizit keine Politik der 
Polarisierung. So appellieren wir bei Konflikten um Arbeits-
plätze und Standortschließungen an die »Verantwortung« der 
Unternehmen, fordern in Tarifkonflikten einen »gerechten An-
teil« am Gewinn bzw. ermahnen die Unternehmer und Aktio-
näre, nicht so gierig zu sein. Und auch gesellschaftspolitische 
Wortbeiträge der Gewerkschaften drehen sich meist um Fragen 
der moralischen Angemessenheit oder der »Gerechtigkeit« an-
gesichts des bedrohten »sozialen Zusammenhalts«. Auch in die-
sen Fällen ist unsere Kommunikation anschlussfähig an rechte 
bis rechtsextreme Erzählungen, da nicht die Notwendigkeit be-
stimmter politischer und sozialer Folgen bei gegebenen Struk-
turen bzw. die Notwendigkeit der Änderung dieser im Vorder-
grund steht, sondern der Wunsch nach »guter Herrschaft« bzw. 
das »richtige« Personal in Betrieb und Gesellschaft.

Anstatt immer wieder vor der gesellschaftlichen »Spaltung« 
zu warnen – die doch notwendige Folge kapitalistischer Ver-
hältnisse ist –, plädieren wir dafür, die strukturellen Problem-
lagen und Konfliktlinien in unserer Gesellschaft auch als sol-
che zu anzuerkennen, zu thematisieren und Schlüsse aus ihnen 
zu ziehen. Polarisiert wird immer – die Frage ist, wer wie und 
mit welchem Interesse polarisiert (vgl. Kumkar 2025), sprich: 
ob die Polarisierungserzählungen Erzählungen sind oder zu-
treffen bzw. bei der Problemanalyse und -lösung helfen. Daher 
braucht es eine gewerkschaftliche Diskussion darüber, wie Ge-
werkschaften selbst (stärker) zu Polarisierungsakteuren wer-
den können. Diese Diskussion sollte geführt werden, nicht nur 
im Seminarraum, sondern auch im Vertrauensleutekörper, im 
Betriebsrat und in der regionalen Gewerkschaftsversammlung. 

Die grundlegende gesellschaftliche Konfliktlinie ist die des 
Interessengegensatzes zwischen Kapital und Arbeit. Schließlich 
lässt sich jede größere politische und betriebliche Entscheidung 
letztlich auf die Entscheidungsgewalt der Eigentümer über die 
Produktionsmittel, das Profitstreben der Unternehmen sowie 
der Angewiesenheit des Staates auf im Sinne der kapitalisti-
schen Konkurrenz »erfolgreiche« Unternehmen zurückführen. 
Das bedeutet nicht, dass Gewerkschaften bzw. Betriebsräte auf-
hören sollten, für Betriebsvereinbarungen und Tarifverträge zu 
kämpfen und diese mit der Kapitalseite abzuschließen. Auch in 
diesem Fall macht die Art und Weise der Deutung dieser Verein-
barungen bzw. der gewerkschaftlichen Kommunikation jedoch 
einen Unterschied ums Ganze aus. Natürlich reicht ein radika-
leres Auftreten allein nicht aus, um künftig alle kleineren oder 
größeren Auseinandersetzungen zu gewissen, geschweige denn, 
aus der Phase der Defensive und der Niederlagen in eine Phase 
der Offensive zu gelangen. Wenn wir jedoch einen klaren, inte-
ressenpolitisch begründeten Gegnerbezug in den Vordergrund 
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unserer Kommunikation und Praxis stellen, können auch Nie-
derlagen besser eingeordnet und die strukturellen Ursachen un-
serer Schwäche besser bearbeitet werden.

4. Der Festlegung der Demokratie auf ihre repräsentative 
Form auf staatlicher Ebene mit der Konsequenz der Passivie-
rung der Bevölkerung entspricht die Festlegung der Mitbe-
stimmung als Stellvertreterpolitik auf der Ebene des Betriebs 
und des Unternehmens. Daher braucht es eine Debatte dar-
über, wie Gewerkschafts- und Mitbestimmungsstrukturen so 
verändert werden können, dass möglichst viele Beschäftigte 
selbst für ihre Interessen aktiv werden wollen – und können.

Angesichts sinkender Mitgliederzahlen, abnehmender Ta-
rifbindung und immer weniger Betriebsratsgremien braucht es 
eine Debatte darüber, inwiefern unsere eigenen Strukturen oft-
mals dazu beitragen, Kolleg*innen eher zu passivieren als zu ak-
tivieren, wie demokratisch diese Strukturen sind und welcher 
Veränderungsbedarf sich daraus ergibt. Impulse zur Diskus-

sion dieser Fragen liefert die bereits 
erwähnte Studie zu Gesellschaftsbil-
dern ehrenamtlicher Aktiver der IG 
Metall. Aufgrund der hierarchischen 

Organisation der Betriebe und der Weisungsgebundenheit der 
Beschäftigten beurteilen die Befragten die betrieblichen Mitbe-
stimmungsmöglichkeiten im Vergleich zum politischen System 
als »wenig demokratisch« (was die Forschungsgruppe überra-
schenderweise überrascht). Weit verbreitet ist in Abgrenzung 
dazu »das Selbstverständnis […], dass Betriebsräte, Gewerk-
schaften und Vertrauenskörper ein demokratisches Korrektiv 
und Treiber betrieblicher Demokratisierung sind, dass aber die 
Mitbestimmung zugleich noch weit davon entfernt ist, Betriebe 
und Unternehmen zu demokratischen Organisationen zu ma-
chen« (Kuhlmann u.a. 2024: 208). Entsprechend nehmen die 
meisten Ehrenamtlichen die Gewerkschaftsstrukturen und Be-
triebsratsgremien »selbst als demokratische Organisationen« 
wahr – allerdings kritisiert eine Reihe von Vertrauensleuten 
»die Betriebsrats- und Gewerkschaftsstrukturen als ›vermach-
tet‹ und ›verkrustet‹« und sieht sich dadurch »in ihrem Enga-
gement ausgebremst«. So sieht sich etwa die junge Vertrauens-
frau Kim vor allem »als ausführendes Organ der IG Metall«, da 
sie »gegen diejenigen, die aus ihrer Sicht das alte System auf-
rechterhalten, das Bestehende sichern und Wandel verhindern, 
wenig auszurichten vermag.« Kim selbst sagt: »Klar, du kannst 
auch in die Ausschüsse und du hast eigentlich immer die Mög-
lichkeit, deine Meinung zu sagen, das finde ich auch wirklich 
klasse. Aber am Ende entscheiden es halt trotzdem andere« 
(ebd.: 208–209).

Selbstverständlich muss in demokratischen Strukturen im-
mer ein Umgang mit unterlegenen Positionen gefunden wer-
den. Dennoch verweisen die Studienergebnisse sowie die Krise 
der Gewerkschaften darauf, dass an einer kritischen Analyse 
der eigenen Organisationsroutinen kein Weg vorbeiführt. Dies 
ist umso notwendiger in einer Zeit, in der nicht nur die Kapital-
seite »sozialpartnerschaftliche« Arrangements aufkündigt und 
zum Angriff auf Bastionen der organisierten Beschäftigtenmacht 
bläst, sondern auch der Staat sozialstaatliche Errungenschaften 
schleift und seine Bevölkerung verstärkt als Manövriermasse 

und Kostenfaktor in der Staatenkonkurrenz behandelt. Wollen 
Gewerkschaften politische Deprivationserscheinungen bei ihren 
Mitgliedern und den Beschäftigten vermeiden, sind sie gut bera-
ten, Wege zu finden, Demokratie anders und besser zu leben, als 
es der Staat, das Grundgesetz und das Betriebsverfassungsgesetz 
vorgeben. Im Seminar, im Betrieb und in der Gewerkschaftsver-
sammlung braucht es Zeit und Raum zur Diskussion über die 
Frage, wie die gewerkschaftliche Alltags- und Gremienarbeit so 
gestaltet werden kann, dass sie mehr Kolleg*innen zum Mitma-
chen und Mitentscheiden einlädt. Dazu gehören mehr direktde-
mokratische Verfahren sowie eine strukturelle Stärkung der Ver-
trauensleute als Gewerkschaft im Betrieb. Letztlich geht es dabei 
um eine tendenzielle Abkehr vom Modell der gewerkschaftlichen 
Stellvertreterpolitik durch das Prinzip der Beteiligung. Dies ist 
gerade deshalb wichtig, da sich das von uns kritisierte reprä-
sentative Prinzip im Betrieb spiegelt: Auch Betriebsräte han-
deln stellvertretend für die Beschäftigten und entscheiden. Sie 
sind nicht an deren Wollen oder direkte Abstimmungen der Be-
legschaft über bestimmte Sachverhalte gebunden. Ihr Hand-
lungsspielraum ist allerdings, im Gegensatz zu Parlamentariern, 
extrem begrenzt und kann nur durch gewerkschaftliche Orga-
nisation und Gegenmacht erweitert werden.

5. Eine Erneuerung und Wiederbelebung der gewerkschaftli-
chen Kampfkraft erfordert die systematische Bildung von Ka-
pazitäten für Arbeitskämpfe sowie die nachhaltige Stärkung 
von Vertrauensleutestrukturen.

Die Notwendigkeit einer stärkeren Beteiligungsorientierung 
der Gewerkschaften wird dadurch verstärkt, dass die Organisa-
tionsgrade und die Mobilisierungsfähigkeit in vielen Betrieben 
derzeit maximal dazu ausreichen, Warnstreiks durchzuführen. 
Zur Organisation mittel- und langfristiger Streiks sowie politi-
scher Gegenwehr gegen groß angelegte Angriffe der Politik und 
der Kapitalseite reicht unsere Kampfkraft vielerorts nicht aus. 
Das, sowie die wirtschaftliche Lage und die konkreten Orientie-
rungen unserer Mitgliedschaft erklären sowohl Erfolge als auch 
(relative) Niederlagen der Gewerkschaften. Wollen wir nicht 
nur die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Beschäftigten ver-
bessern, sondern auch die gesellschaftlichen Strukturen demo-
kratisieren und politische Entscheidungen erzwingen, müssen 
wir auf allen Ebenen stärker, das heißt konflikt- und durchset-
zungsfähiger werden. Gegenmacht muss strategisch und gezielt 
gebildet werden. So ging etwa dem Kampf um die 35-Stunden-
Woche – einer der größten Streikbewegungen und einem der 
größten Erfolge der Gewerkschaften in den letzten fünfzig Jah-
ren – ein langer innerorganisatorischer Debattenprozess voraus. 
Auf diesen folgte die (Aus-)Bildung tausender Vertrauensleute 
mit dem Ziel, die Fähigkeit zum unbefristeten Streik herzustel-
len. Es ist auch heute möglich, dem Kapital substanziell Boden 
abzuringen, wenn die Gewerkschaft diese Strategie aktiv wählt.

Hier kommen die Vertrauensleute ins Spiel. Sie sind die Ge-
werkschaft im Betrieb. Sie erfahren im täglichen Kontakt mit 
Kolleg*innen als erste und umfassend von deren Problemen und 
sind auch die ersten Adressaten von Wut und Kritik – nicht nur, 
wenn es um die eigenen Arbeitsbedingungen, sondern auch um 
die Arbeit der Gewerkschaft und des Betriebsrats geht. Außer-
dem helfen uns die besten Positionen und Forderungen nichts, 
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wenn sie nicht mit den Beschäftigten zusammen entwickelt und 
folglich nicht unterstützt oder erst gar nicht gehört werden. Al-
lerdings sind Gewerkschaften und Betriebsräte nicht immer er-
folgreich darin, ihre Vertrauensleutestrukturen angemessen zu 
beteiligen oder überhaupt zu bilden. Folglich erachten sich viele 
Vertrauensleute als wenig wirksam und sehen sich stattdessen in 
die Rolle von »Wasserträgern des Betriebsrats und der IG Me-
tall« gedrängt (so ein vielfach auf Seminaren formuliertes Bild). 
Eine Revitalisierung der Vertrauensleutestrukturen ist auch des-
halb nötig – und war historisch ein Grund dafür, weshalb über-
haupt Vertrauensleutestrukturen ins Leben gerufen wurden –, 
da Betriebsräte gesetzlich auf eine vertrauensvolle und friedli-
che Zusammenarbeit mit dem »Arbeitgeber« sowie die Wah-
rung des »Betriebswohls« festgelegt sind. 

Um diese Situation aufzulösen, muss ein Fokus auf die Qua-
lifizierung und Stärkung unserer Vertrauensleutestrukturen 
gelegt werden. Unmittelbar braucht es dazu betriebsnahe Bil-
dungsarbeit, damit die Vertrauensleute das Selbstbewusst-
sein und die Fähigkeit erlangen, inhaltlich fundiert und prak-
tisch überzeugend mit Kolleg*innen zu diskutieren. Strukturell 
braucht es dazu eine betriebspolitische Aufwertung der Vertrau-
ensleute. Andernfalls ist die Herstellung bundesweiter Streik- 
und Mobilisierungsfähigkeit nicht möglich. Wir können unsere 
Repräsentanten im Betrieb noch so gut schulen: Wenn wir sie 
nicht in unseren Strukturen und Diskussionsprozessen ange-
messen beteiligen, bei Entscheidungsfindungen mitwirken las-
sen, politische Diskussionsforen bieten, erkennen sie die Ge-
werkschaft nicht als »ihre« Organisation an, sondern als eine 
Art Versicherungsverein. Dann spielen Debatten, Gewerkschaft 
und Demokratie genau dort keine oder kaum eine Rolle, wo sie 
am meisten gebraucht werden und tendenziell am meisten Ein-
fluss haben: In der Mittagspause, am Band, an der Maschine. 
Dann erübrigen sich Diskussionen um Streik- und Konfliktfä-
higkeit, um Gegenmacht an sich. Denn wer verteidigt oder er-
kämpft Positionen, die er nicht vertritt? Entsprechend plädieren 
wir dafür, zu diskutieren, wie Gewerkschaftsarbeit grundsätz-
lich als Bildungsprozess organisiert werden kann. Dabei kann 
u.a. auf Ansätze aus dem Organizing sowie etablierte Methoden 
und Formate der gewerkschaftlichen Bildungsarbeit zurückge-
griffen werden – wenn diese ihren Weg vom Seminarraum in die 
Betriebe und Gewerkschaftsversammlungen finden.

Dazu müssen die betrieblichen und gewerkschaftlichen 
Räume, die für die demokratische Partizipation der Vertrau-
ensleute sowie der Beschäftigten selbst zur Verfügung stehen, 
verteidigt und besser genutzt werden: Vertrauensleutesitzungen 
sowie Mitglieder- und Betriebsversammlungen sind die Orte, an 
denen Meinungsbildung und Diskussion stattfinden kann. Viel 
zu oft geraten sie jedoch zu Verkündungsplattformen, auf de-
nen die Gewerkschaftsvertreter*innen bzw. Betriebsräte in der 
Rolle des Senders und die Beschäftigten bzw. Vertrauensleute 
in der Rolle der Empfänger sind. Damit geht eine Passivierung 
unserer (potenziellen) Aktiven einher, die schädlich für eine Ge-
werkschaft ist, die die Veränderung der Verhältnisse in Betrieb 
und Gesellschaft zum Ziel hat.

Gewerkschaften
Forum

Fazit
Letztlich kann die Konfliktfähigkeit 
der Gewerkschaft nur erhöht wer-
den, wenn die Interessenkonflikte 
in Betrieb, Tarifpolitik und Gewerkschaft in ihrer Tragweite 
ernst genommen und entsprechend kommuniziert, diskutiert 
und bearbeitet werden. Schließlich ist Macht das Ergebnis von 
Lernprozessen. Wo Gewerkschaften am Konflikt organisieren, 
kommt es fast immer zur Gewinnung neuer Kolleg*innen, da 
in der kollektiven Bewegung Solidarität erlernt und erfahren 
wird. Trotz der aktuellen Defensive der Gewerkschaften ist es 
weiterhin möglich, im »Stellungskrieg« (Antonio Gramsci) mit 
Politik und Kapital Erfolge zu erringen. Ob dies gelingt, hängt 
nicht zuletzt davon ab, welches Bild von Gewerkschaften sich in 
diesen selbst und in den Köpfen der Beschäftigten durchsetzt. 
Begreifen wir uns weiterhin vorrangig als »Sozialpartner« des 
Kapitals und konstruktive Begleiter politischer Prozesse, blei-
ben Forderungen nach umfassender (Wirtschafts-)demokratie 
bloß Tinte auf Papier. Wollen die Gewerkschaften hingegen wie-
der zur Gegenmacht (fähig) werden, braucht es eine Politik der 
innergewerkschaftlichen Politisierung und Demokratisierung, 
der Stärkung von Vertrauensleutestrukturen sowie allgemein 
eine Theorie und Praxis der Gewerkschaftsarbeit, die diese im-
mer auch als Bildungsprozess begreift und organisiert. Das wäre 
eine zeitgemäße Konkretisierung der alten Marxschen Zweck-
setzung der Gewerkschaften als »Sammelpunkte des Wider-
stands gegen die Gewalttaten des Kapitals« (Marx 1865: 152) 
sowie als Kräfte für die grundlegende Veränderung der beste-
henden Verhältnisse. Und unser Diskussionsangebot hinsicht-
lich der Frage nach der Rolle der Gewerkschaften in der Poly-
krise und der »Zeitenwende«.
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